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 Veröffentlicht am 05.04.1990

Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat durch den Vizepräsidenten des Obersten Gerichtshofes Dr. Flick als Vorsitzenden und

durch die Hofräte des Obersten Gerichtshofes Dr. Warta, Dr. Egermann, Dr. Niederreiter und Dr. Schalich als weitere

Richter in der Rechtssache der klagenden Parteien 1.) Herbert N***, Gastwirt, Hintersee, Anzenbergalm, 2.) Mag.

Herbert K***, Finanzkaufmann, Bergheim 355, beide vertreten durch Dr. Robert Eder, Rechtsanwalt in Salzburg, wider

die beklagte Partei Erwin O***, Gastwirt, Atlas-Motel, Ganderdkekersee, Adelheiderstraße B 212, Bundesrepublik

Deutschland, wegen Anfechtung infolge Revisionsrekurses der klagenden Parteien gegen den Beschluß des

Oberlandesgerichtes Linz als Rekursgerichtes vom 15. Februar 1990, GZ. 5 R 19/90-5, womit der Beschluß des

Kreisgerichtes Wels vom 15. Jänner 1990, GZ. 2 Cg 10/90-2, bestätigt wurde, folgenden

Beschluß

gefaßt:

Spruch

Dem Revisionsrekurs wird Folge gegeben.

Der angefochtene Beschluß und der Beschluß des Erstgerichtes, soweit letzterer nicht in seinem Punkt 3. in

Rechtskraft erwachsen ist, werden aufgehoben.

Die Kosten des Rechtsmittelverfahrens sind weitere Verfahrenskosten.

Text

Begründung:

Die Kläger fechten das ob der Liegenschaft EZ 256 GB 42116 Gmunden zugunsten des Beklagten einverleibte

Veräußerungs- und Belastungsverbot an und begehren die Duldung der Exekution in die Liegenschaft durch den

Beklagten.

Das Erstgericht sprach seine örtliche Unzuständigkeit aus und wies die Klage zurück (Punkt 1. und 2. des

erstgerichtlichen Beschlusses ON 2).

Das Rekursgericht bestätigte die Entscheidung des Erstgerichtes und sprach aus, daß der Wert des Streitgegenstandes

S 50.000 übersteigt und der ordentliche Revisionsrekurs nicht zulässig ist. Nach der AuDassung der Vorinstanzen

komme der Gerichtsstand der belegenen Sache für Anfechtungsklagen nicht in Betracht, weil es sich nicht um dingliche

Ansprüche an der Sache handle. Der Vermögensgerichtsstand nach § 99 JN scheitere daran, daß ein Veräußerungs-

und Belastungsverbot wirtschaftlich nicht verwertbar und daher kein Vermögen sei.

Rechtliche Beurteilung
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Der gegen die Entscheidung der zweiten Instanz erhobene Revisionsrekurs der Kläger ist zulässig, weil die

Vorinstanzen von der Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs abweichen. Der Revisionsrekurs ist auch berechtigt.

ZutreDend verweisen die Rechtsmittelwerber auf die Entscheidung des Obersten Gerichtshofs vom 11. Juli 1989, 4 Ob

546/89 (= JBl. 1989, 731), wonach für die Anfechtungsklage, mit der die Feststellung der Unwirksamkeit eines

Veräußerungs- und Belastungsverbotes betreDs einer inländischen Liegenschaft geltend gemacht wird, jenes Gericht

zuständig ist, in dessen Sprengel sich die Liegenschaft beJndet. Wie der Oberste Gerichtshof dort ausführte, muß es

sich bei dem mit der Klage in Anspruch genommenen Gegenstand im Sinne des § 99 Abs. 1 zweiter Fall JN nicht um

eine körperliche Sache handeln. Daher kann der Gerichtsstand des Streitgegenstandes auch für Feststellungsklagen in

Anspruch genommen werden, wenn sich das behauptete Recht oder Rechtsverhältnis im Sprengel des angerufenen

Gerichtes beJndet. Es ist auch gleichgültig, ob der Anspruch auf den Streitgegenstand ein dingliches oder

obligatorisches Recht ist und ob der Streitgegenstand als solcher ein dingliches oder ein obligatorisches Recht ist.

Ebenso wie in dem dieser Entscheidung zugrundeliegenden Fall richtet sich auch hier der Anfechtungsanspruch der

Kläger gegen die Wirksamkeit des zugunsten des Beklagten einverleibten Veräußerungs- und Belastungsverbotes. Ein

grundbücherlich eingetragenes Veräußerungs- und Belastungsverbot ist zwar als solches kein Vermögen; seine

Bedeutung ist vielmehr nur im Zusammenhang mit anderen Rechtslagen zu bestimmen. Es handelt sich hiebei um die

Verdinglichung einer Eigentumsbeschränkung, die eben darin besteht, daß die Veräußerung und die Belastung der

Sache mit Pfandrechten und beschränkten dinglichen Nutzungsrechten verboten ist (SZ 59/42; RdW 1989, 126). Gegen

dieses Verbotsrecht des Beklagten richtet sich die Klage mit dem Begehren, daß der Beklagte ungeachtet seines

Verbotsrechtes die Exekution in die Liegenschaft zu dulden habe. Streitgegenstand ist also die relative Unwirksamkeit

des Verbotsrechtes des Beklagten. Die Kläger nehmen daher mit ihrer Klage im Sinne des § 99 Abs. 1 JN das

verdinglichte Verbotsrecht des Beklagten, das sich im Sprengel des Erstgerichtes befindet, in Anspruch. Es ist daher der

Gerichtsstand nach § 99 Abs. 1 zweiter Fall JN gegeben.

Demgemäß ist dem Revisionsrekurs Folge zu geben.

Der Kostenvorbehalt beruht auf § 52 Abs. 1 ZPO.
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